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▶▶ Finanzgericht Berlin-Brandenburg
E-Mail-Kommunikation ist nicht zu beanstanden

|  Ein Kindergeldberechtigter, demgegenüber unverlangt Kindergeld fest-
gesetzt und ausgezahlt wird, genügt mit einer einmaligen Mitteilung per 
E-Mail seiner Mitteilungspflicht gegenüber der Familienkasse, auch wenn 
darauf kein Aufhebungsbescheid ergeht. Hierauf weist das FG Berlin-
Brandenburg (1.3.17, 7 K 7210/15, Abruf-Nr. 193242) hin und wies die finanz-
behördliche Argumentation einer Steuerhinterziehung zurück.  |

Bezüglich der Glaubwürdigkeit der Klägerin K hebt das FG hervor, dass K im 
streitgegenständlichen Verfahren sowohl gegenüber dem FA also auch 
gegenüber dem Gericht „stets prompt reagiert hat“. Auch aus der Kinder
geldakte lasse sich „keinerlei Säumigkeit“ erkennen. 

Zu beanstanden sei auch nicht die gewählte Form der E-Mail-Kommunikati-
on, da im Briefkopf der Behörde eine E-Mail-Adresse gleichberechtigt neben 
anderen Kommunikationswegen aufgeführt war. Dass die K die E-Mail nicht 
mehr vorlegen kann, sei unschädlich, denn die K sei auch nicht verpflichtet, 
die E-Mail auszudrucken oder länger als fünf Jahre abrufbar aufzubewahren.

Es genügt, dass die 
Klägerin das FA  
in einer E-Mail über 
...

... die fehlende 
Anspruchs
berechtigung 
informiert hat

▶▶ Finanzgericht Düsseldorf
Paketzustelldienst: Übernahme von Bußgeldern kein Arbeitslohn

|  Das klagende Unternehmen war ein Paketzustelldienst. Es hatte in einigen 
Städten Ausnahmegenehmigungen für kurzfristiges Halten bewirkt. Soweit 
keine Ausnahmegenehmigung vorlag, war es den Fahrern gestattet, kurz in 
Halteverbotsbereichen anzuhalten, um einen reibungslosen Betriebsablauf 
zu gewährleisten. Das Unternehmen übernahm die Verwarnungsgelder.  |

Das FG Düsseldorf verneinte den Zufluss von Arbeitslohn (FG Düsseldorf 
4.11.16, 1 K 2470/14 L, Abruf-Nr. 191457). Die Fahrer hatten zwar eine Ordnungs
widrigkeit begangen, die Verwarnungsgelder wurden aber unmittelbar gegen
über dem Unternehmen als Halterin der Fahrzeuge festgesetzt. Das Unter-
nehmen hatte auch keine Regressansprüche gegenüber den Fahrern. Die Zah-
lungen der Verwarnungsgelder haben keinen Entlohnungscharakter, sondern 
sind aus eigenbetrieblichem Interesse des Unternehmens erfolgt. 

Nach der geänderten Rechtsprechung des BFH handelt es sich um Arbeits-
lohn, wenn der Arbeitgeber die Bußgelder übernimmt, die gegen die bei ihm 
angestellten Fahrer wegen Verstößen gegen die Lenk- und Ruhezeiten ver-
hängt worden sind (BFH 14.11.13, VI R 36/12, DStR 14, 136). Das FG Düsseldorf 
tritt dieser Entscheidung entgegen: Danach haben Vorteile keinen Arbeits
lohncharakter, wenn sie sich bei objektiver Würdigung aller Umstände nicht 
als Entlohnung, sondern lediglich als notwendige Begleiterscheinung betriebs
funktionaler Zielsetzung erweisen.

MERKE  |  Nach Ansicht des FG Düsseldorf sei eine moralisierende Betrachtungs
weise dem Steuerrecht fremd. Dies ergebe sich aus § 40 AO, der sowohl zulasten 
wie auch zugunsten des Steuerpflichtigen gilt.

Notwendige 
Begleiterscheinung 
betriebsfunktionaler 
Zielsetzung

Oder auch:  
Zahlungen liegen im 
eigenbetrieblichen 
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Arbeitgebers

FG tritt Entscheidung 
des BFH entgegen, 
Revision zugelassen


